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Cyberattacken 
mit hoher 

Dunkelziffer
LKA Sachsen klärt 

mehr als 50 Prozent 
der Fälle auf

Dresden. Cyberangriff auf die 
Stadtwerke Pirna, hieß es vor we-
nigen Monaten, und auch die 
Daten eines externen Dienstleis-
ters von Sachsen Energie sind – 
im Neudeutsch – gehackt wor-
den. Cybercrime, sagt der Lei-
tende Kriminaldirektor Thomas 
Uslaub vom Landeskriminalamt 
(LKA) Sachsen, ist zum alltägli-
chen Phänomen geworden. Der 
Kriminalist war Redner bei den 
ITC-Portaltagen. Das Dresdner 
Software-Unternehmen ITC AG 
beging sein 25. Firmenjubiläum.

„Cybercrime ist das sich am 
dynamischsten entwickelnde 
Kriminalitätssegment“, erklärt 
Uslaub, die Tatmittel seien ein-
fach zu beschaffen und die Erträ-
ge hoch. 3325 Fälle von Compu-
terkriminalität seien in Sachsen 
im vergangenen Jahr angezeigt 
worden, bei 13 156 Straftaten ha-
be das Internet eine Rolle ge-
spielt. Der Schaden lag 2021 im 
Freistaat  bei rund 7,5 Milliarden 
Euro. Zum Vergleich: Der Lan-
deshaushalt hat ein Volumen von 
22 Milliarden Euro.

Das Dunkelfeld bei der Cyber-
crime sei hoch, sagt Uslaub, gut 
90 Prozent der Fälle würden gar 
nicht erst zur Anzeige kommen. 
Was für Sachsen heiße: Die tat-
sächliche Zahl der begangenen 
Straftaten liege bei um die 
170 000 pro Jahr. Die Aufklä-
rungsquote der Fälle, die das 
LKA Sachsen verfolgt, liege bei 
über 50 Prozent. Die meisten Tä-
ter verortet Uslaub im Ausland 
und im Umfeld der organisierten 
Kriminalität.

Der Kriminalist leitet das Cy-
bercrime Competence Center 
Sachsen, das rund 60 Kriminalis-
ten und 30 IT-Spezialisten be-
schäftigt. „Angriffe sind all-
gegenwärtig und praktisch un-
vermeidbar“, so Uslaub, es kom-
me darauf an, potenzielle Opfer 
auf Attacken vorzubereiten. 

Die ITC AG mit Sitz in der Os-
tra-Allee mit rund 50 Beschäftig-
ten ist europäischer Marktführer 
bei Kundenportalen für die Ener-
gie- und Wasserwirtschaft. Das 
Unternehmen betreut mehr als 
500 Kunden weltweit im Bereich 
der Energiedienstleister und der 
Versorgungswirtschaft. Sach-
sens Wirtschaftsminister Martin 
Dulig (SPD) würdigte in seinem 
Grußwort die Software-Industrie 
als Schlüsselbranche im Freistaat 
Sachsen.    tbh

200 Milliarden Euro eingeplant 
werden, den Unternehmen das Le-
gen leichter.

Viele energieintensive Unter-
nehmen berichteten, nicht mehr 
wettbewerbsfähig produzieren zu 
können, sagte Rainer Kirchdörfer, 
Vorstand der Stiftung Familien-
unternehmen, dem Redaktions-
Netzwerk Deutschland. „Wenn das 
so bleibt, werden sie Standorte 
schließen oder ins Ausland verla-
gern müssen“, warnte Kirchdörfer. 
Benötigt würden deshalb Hilfen für 
Menschen mit geringen Einkom-
men und energieintensive Unter-
nehmen.

Den Forschungsinstituten zufol-
ge haben viele Unternehmen aller-
dings noch Reserven, anders als Pri-
vatpersonen. Schmidt sorgte sich 
denn auch um den Binnenkonsum. 
„Sowohl einkommensschwache 
Haushalte als auch Unternehmen 
sind deshalb auf weitere Unterstüt-
zung der Politik angewiesen“, er-
klärte Schmidt.

Für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer indes eine gute 
Nachricht ist, dass die Rezession et-
was ungewöhnlich aussehen dürfte: 
Die hohe Inflation dürfte im kom-
menden Jahr zwar Reallohnverlus-
te mit sich bringen, aber die Jobver-
luste werden sich nach Einschät-
zung der Gutachter in Grenzen hal-
ten. „Aufgrund des Personalman-
gels in vielen Branchen ist trotz der 
Wirtschaftskrise keine erhöhte 
Arbeitslosigkeit zu erwarten“, sag-
te Schmidt.

Für 2024 zeichnet sich aus Sicht 
der Institute dann wieder ein 
Wachstum um 1,9 Prozent ab, die In-
flation könnte auf 2,2 Prozent fallen. 
Voraussetzung sei allerdings, dass 
Deutschland nicht in eine wirkliche 
Gasmangellage gerate: Reicht der 
Brennstoff nicht mehr für alle, droht 
die wohl heftigste Wirtschaftskrise 
in der Geschichte der Bundesrepub-
lik. Dass das geschieht, halten die 
Institute für unwahrscheinlich.

Energieeinsparungen seien aber 
das Gebot der Stunde. Am Donners-
tag zeigte sich die Bundesnetzagen-
tur allerdings ernüchtert: Der Gas-
verbrauch steige angesichts der 
Kälte in den vergangenen Tagen zu 
stark, meldete die Behörde. „Es 
muss Gas eingespart werden, auch 
wenn es zum Winter hin noch kälter 
wird. Da wird es auf jeden Einzel-
nen ankommen“, sagte Agentur-
chef Klaus Müller.

Berlin. Immer deutlicher zeichnet 
sich ab, wie hart die Folgen des 
­Ukra­ine-Kriegs die hiesige Kon-
junktur treffen: Die vier führenden 
Forschungsinstitute haben ihre 
Prognose am Donnerstag deutlich 
nach unten korrigiert und sehen 
nun eine Rezession heraufziehen. 
Gleichzeitig berichtete das Statisti-
sche Bundesamt von einem weite-
ren Inflationsanstieg. Die Jahresra-
te ist jetzt zweistellig.

Waren und Dienstleistungen wa-
ren im September durchschnittli-
cher 10 Prozent teurer als ein Jahr 
zuvor. Im August hatte die Infla-
tionsrate noch bei 7,9 Prozent gele-
gen. Ein Anstieg war wegen des 
Wegfall von Tankrabatt und ­9-Eu­-
ro-Ticket zu Monatsbeginn erwar-
tet worden. 

Daneben sind erneut die Ener-
giekosten gestiegen. Sowohl in 
Fabriken als auch in der Energie-
erzeugung fallen dadurch immer 
höhere Kosten an. Das drückt auch 
zunehmend auf die Konjunktur. Die 
Prognose, an der das Münchener 
Ifo-Institut, das Kieler Institut für 
Weltwirtschaft (IfW), das Haller 
Leibniz-Institut für Wirtschaftsfor-
schung sowie das Essener RWI be-
teiligt sind, sagt für dieses Jahr nur 
noch 1,4 Prozent Wirtschaftswachs-
tum voraus. Damit haben sie ihre 
bisherige Schätzung halbiert. Für 
2023 wird sie gar von 3,1 Prozent 
Wachstum auf 0,4 Prozent 
Schrumpfung gesenkt.

„Der russische Angriff auf die 
Ukraine und die daraus resultieren-
de Krise auf den Energiemärkten 
führen zu einem spürbaren Ein-
bruch der deutschen Wirtschaft“, 
sagte RWI-Konjunkturchef Torsten 
Schmidt. Für 2022 rechnen die 
Fachleute außerdem damit, dass 
sich die Inflation auf einen Jahres-
schnitt von 8,4 Prozent zu bewegt. In 
diesem Tempo könnte es weiterge-
hen: 2023 könnten die Preise dem 
Gutachten zufolge um weitere 
8,8 Prozent steigen.

Die Pläne für eine Gaspreisbrem-
se, die kurz nach dem Auftritt der 
Gutachter präsentiert wurden, sind 
in diesen Voraussagen noch nicht 
berücksichtigt. Ihre Wirkung auf 
die Inflation ist unsicher. Einige Ex-
perten fürchten, dass die allgemei-
ne Preissteigerung dadurch sogar 
noch angeheizt wird. Allerdings 
macht die Entlastung, für die bis zu 

Von Christoph Höland

Von der Inflation
in die Rezession

Die Preise sind in einem Jahr um 10 Prozent gestiegen. Die Forschungsinstitute 
kappen ihre Prognose und hoffen auf einen stabilen Arbeitsmarkt.
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Edeka 
unterliegt 
Coca-Cola

Berlin. Im Streit zwischen dem Ge-
tränkehersteller Coca-Cola und 
Edeka um Einkaufspreise hat der 
Lebensmittelhändler den Kürze-
ren gezogen. Das Landgericht 
Hamburg hob am Donnerstag die 
einstweilige Verfügung vom 
8. September auf. Edeka hatte ge-
fordert, Coca-Cola zur Lieferung 
gemäß bestehenden Vertragskon-
ditionen zu verpflichten. Der Ge-
tränkekonzern dagegen fordert 
höhere Preise.

Nach Ansicht des Gerichts hat 
Edeka nicht ausreichend glaub-
haft gemacht, dass die von Coca-
Cola geforderten Preise erheblich 
von denjenigen abweichen, die 
sich bei einem wirksamen Wett-
bewerb mit hoher Wahrschein-
lichkeit ergeben würden.  Außer-
dem fehle es an der Dringlichkeit: 
Edeka könne einen missbräuch-
lich überhöhten Preis später noch 
zurückfordern.

Coca-Cola hatte die Beliefe-
rung von Deutschlands größtem 
Lebensmittelhändler eingestellt, 
weil Edeka Forderungen nach hö-
heren Preisen zurückgewiesen 
hatte. 

Bei Edeka hält man einen Lie-
ferstopp zur Preisdurchsetzung 
weiter für kartellrechtswidrig und 
prüft nun Rechtsmittel.

Aktie von 
Porsche 

startet solide
Frankfurt/M.. Der Autobauer Por-
sche hat mitten in der Krise einen 
ordentlichen Börsenstart hinge-
legt. Kurz nach dem Handelsstart 
kletterte die Aktie des Auto-
bauers gestern um knapp zwei 
Prozent über den Ausgabepreis 
auf 84 Euro. Bis zum Mittag stieg 
der Kurs zeitweise sogar auf über 
86 Euro. Die Vorzugsaktien der 
Konzernmutter Volkswagen 
sackten  dafür um über 5 Prozent 
ab. Mit einem Erlös von 9,4 Mil-
liarden Euro für Volkswagen ist es 
der größte deutsche Börsengang 
seit der Telekom 1996.

„Heute geht für uns selbst ein 
großer Traum in Erfüllung“, sagte 
Porsche-Chef Oliver Blume, der 
seit September auch an der Spitze 
von Volkswagen steht. 

Zwar fiel der erste Preis für Por-
sche kurz danach wieder auf 
82,72 Euro – der Ausgabepreis 
von 82,50 Euro konnte aber ver-
teidigt werden.

STAATSMINISTERIUM
FÜR ENERGIE, KLIMASCHUTZ,

UMWELT UND LANDWIRTSCHAFT

Der Umstieg auf erneuerbare
Energien lohnt sich – auch finanziell.
Mithilfe des Solarkatasters der Sächsischen Energieagentur SAENA können Sie standortgenau
die Eignung einer Photovoltaik-Anlage auf Ihrem Dach oder einer Freifläche ermitteln und die
zu erwartenden Energieerträge abschätzen: www.solarkataster-sachsen.de.

Welche Chancen und Möglichkeiten
die Energiewende bietet, finden Sie auf
gemeinsam.erneuern.sachsen.de
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